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LeistungMit den Kriegen

Wehretat ausgegeben wird, sank von knapp hohen Kosten häufig auf mehrere Schultern Milliarden für Beschaffungsvorhaben zur
V O N P E T E R S C H A L L E N B E R G

Vor fast genau 75 Jahren, am 28. August
1948, sprach Ludwig Erhard auf Einla-
dung von Konrad Adenauer auf dem Par-
teitag der CDU in der britischen Zone in
Recklinghausen. Damals war Erhard seit
März 1948 Direktor der Verwaltung für
Wirtschaft des Vereinigten Wirtschafts-
gebietes der drei westlichen Besatzungs-
zonen und maßgeblich verantwortlich für
die noch ohne DM funktionierende Wirt-
schaftspolitik im Westdeutschland des
Wiederaufbaus. Diese Wirtschaftspolitik
sollte ein getreues Pendant der Verfas-
sungspolitik nach dem menschenverach-
tenden Nazi-Regime sein: die Freiheit der
Personen und der Individuen fördern und
zur Förderung des Gemeinwohls beitra-
gen. Daher hatte der vom 10. bis 24. Au-
gust 1948, wenige Tage vor Reckling-
hausen, auf Herrenchiemsee tagende Ver-
fassungsgebende Konvent Artikel 1 des zu-
künftigen Grundgesetzes präzis so formu-
liert: „Die Würde des Menschen ist unan-
tastbar!“ Diese Würde galt es auch in wirt-
schaftlicher Hinsicht zu schützen und zu
fördern, in einer freien und zugleich sozia-
len Marktwirtschaft, wie sie auf der
Grundlage der Freiburger Schule in der
Zwischenkriegszeit und explizit bei Alfred
Müller-Armack 1947 genannt wurde.
Das war ein besonderes Anliegen Konrad
Adenauers und daher hatte er Ludwig
Erhard zur Darlegung der Grundsätze
einer Sozialen Marktwirtschaft nach
Recklinghausen eingeladen.
Das war bitter nötig, denn Anfang 1947
hatten sich großen Teile der CDU im Ah-
lener Programm auf einen christlichen
(oder religiösen) Sozialismus festgelegt
mit massiver Skepsis gegenüber Privat-
eigentum und Kapitalbesitz in Unterneh-
merhand. Adenauer war das ein Graus.
Und Ludwig Erhard gelang es, mit deut-
lichen Hinweisen auf die evangelische und
katholische Soziallehre am Ursprung der
Sozialen Marktwirtschaft, von dem Kon-
zept eines sozialen Ordoliberalismus in
der Spur von Walter Eucken zu überzeu-
gen: Es entstanden in der CDU in Folge
am 15. Juli 1949 die Düsseldorfer Leit-
sätze als Grundlage des Wahlprogramms
der CDU bei der ersten Bundestagswahl
1949. Seitdem gilt diese christlich-soziale
Marktwirtschaft in Deutschland, daneben
auch in Österreich und der Schweiz, seit
dem Vertrag von Lissabon sogar in der EU.
Prägend dafür sind wesentlich drei Prinzi-
pien: Wirtschaftliche und politische
Selbstbestimmung, Förderung der Leis-
tungsbereitschaft durch fairen Wettbe-
werb, privatwirtschaftliche Haftung.
Erst in Recklinghausen und in Düsseldorf
wurde diese Marktwirtschaft, ein Kind des
Ordoliberalismus mit der Betonung eines
starken staatlichen Ordnungsrahmens für
freien Wettbewerb mit dem Schutz der
Freiheit aller Wirtschaftssubjekte und
christlicher Soziallehre, geboren, getreu
der typisch christlichen und sehr einfa-
chen, fast schon naiven, aber sehr, sehr
notwendigen Frage: Wie sieht ein Staat
und eine Wirtschaftsordnung aus, die Gott
gefällt, weil sie die Ewigkeit seiner Liebe
gut vorbereitet? Denn es gilt eben: Gebt
Gott, was Gott gehört, und gebt dem Men-
schen in Staat und Wirtschaft, was dem
Menschen gehört! Und das ist nach dem
bloßen Leben die Freiheit zur Entfaltung
seiner Talente!

Der Autor ist Direktor der Katholi-
schen Sozialwissenschaftlichen Zent-
ralstelle. Die Kolumne erscheint in
Kooperation mit ihr.
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in Ukraine und
Nahem Osten

gewinnt die Rüs-
tungsindustrie
an Bedeutung,
nachdem sie lan-
ge ein Nischen-
dasein fristete.
Porträt einer
Branche
V O N J A K O B R A N K E

E
s ist eine Binsenweisheit der
Ökonomie: Unsicherheit schadet
der Wirtschaft. Wer zukünftige
Entwicklungen schlecht ein-

schätzen kann, wird sich – ob Unternehmen
oder Verbraucher – mit Investitionen zu-
rückhalten; Risikoaufschläge für Kredite
steigen. Dabei ist Unsicherheit durchaus
wörtlich zu nehmen: Auch geopolitische
Umbrüche, wie sie mit den Kriegen in der
Ukraine und jetzt auch im Nahen Osten ver-
bunden sind, belasten das Wirtschafts-
wachstum. Und dies nicht nur wegen unkla-
rer Zukunftserwartungen, sondern auch der
direkt eintretenden Konsequenzen, wie et-
wa dem Lieferstopp für russisches Gas.
Doch jede Krise kennt auch Gewinner: In
diesem Fall ist es die „Sicherheitsindustrie“,
vulgo Rüstungsbranche.

Die naturgemäß gewachsene Nachfrage
spiegelt sich wieder in den Aktienkursen
einer Industriesparte, die in Deutschland
eigentlich seit langem keine dominante
Stellung einnimmt. Nur etwa 55 000 Men-
schen beschäftigten die Rüstungsindustrie
in Deutschland im Jahr 2020 direkt, also
ohne Berücksichtigung von Zulieferern,
schätzt das Institut der deutschen Wirt-
schaft (IW). In der Automobilbranche ver-
dienten im gleichen Jahr etwa 800 000
Menschen ihr Geld. Den wenigen bekann-
ten deutschen Rüstungskonzernen geht es
dafür nun vergleichsweise gut. Rheinmetall,
der größte deutsche Konzern, der sein Geld
in erster Linie mit Waffen verdient, konnte
seinen Aktienkurs im Lauf des Jahres 2022
mehr als verdoppeln. Auch nach dem Ha-
mas-Angriff schnellte der Kurs vorüberge-
hend um 18 Prozent nach oben. Und allein
im vergangenen Jahr stellte das Unterneh-
men, das unter anderem die von der Bun-
desregierung an die Ukraine abgegebenen
Leopard-Panzer baut, 1 200 neue Mitarbei-
ter ein. In der Rangfolge der weltgrößten
Rüstungsunternehmen liegen dennoch 30
Konkurrenten vor dem Düsseldorfer Kon-
zern, darunter auch Airbus. Der europäi-
sche Flugzeugbauer fertigt in Deutschland
etwa Teile des Militärtransportflugzeugs
A400M und des Kampfflugzeugs Eurofigh-
ter. Die Produktion von Komponenten für
die sehr teuren und komplexen Militärflug-
zeuge machte 2020 mehr als die Hälfte an
der Wertschöpfung der deutschen Rüs-
tungsindustrie aus; Fahrzeug-, Schiffs- und
sonstiger Waffenbau spielten eine kleinere
Rolle.

Der relative wirtschaftliche Erfolg der
Rüstungsbranche ist kein Selbstläufer, denn
der Markt, auf dem die Anbieter agieren, ist
überschaubar und stark reguliert. Größter
Abnehmer inländischer Rüstungsunterneh-
men ist normalerweise der eigene Staat.
Eine Garantie für stetige Auftragsvergabe
ist dies aber nicht. So müssen konkrete Be-
schaffungsvorhaben – ab einem Wert von 25
Millionen Euro – jeweils im Haushaltsaus-
schuss des Bundestages beschlossen wer-
den.
drei Prozent in den 80er-Jahren auf Werte
zwischen 1,1 Mitte der 2010er Jahre und ak-
tuell etwa 1,4 Prozent; immer noch deutlich
weniger als die von der NATO eigentlich
verlangten zwei Prozent. Auch der Anteil
ihres Budgets, den die Bundeswehr tatsäch-
lich für Rüstung ausgibt, ist im europäischen
Vergleich niedrig. So flossen aus dem rund
50 Milliarden Euro schweren regulären
Verteidigungsetat im Jahr 2022 nur knapp
20 Prozent in die Beschaffung neuer Aus-
rüstung, in den Vorjahren noch deutlich we-
niger. In Frankreich kamen demgegenüber
etwa 29 Prozent des Verteidigungsetats der
Aufrüstung zugute. In der deutschen Rüs-
tungsindustrie hat die stark reduzierte In-
vestition durch die Bundeswehr während
der vergangenen drei Jahrzehnte auch zu
einer entsprechenden Verkleinerung der
Produktionskapazitäten geführt. So wird in
einer Studie der Hans-Böckler-Stiftung da-
von ausgegangen, dass es noch 1990 44 000
Arbeitsplätze allein in der Herstellung von
„Heerestechnik“, also Panzern, Munition,
Fahrzeugen und Ähnlichem gegeben habe;
mittlerweile seien es nur noch etwa 7 000
Arbeitsplätze.

Schwierige Kooperation
Was ändert die „Zeitenwende“ an dieser
Ausgangslage? Zusätzliche Investitionen
von 100 Milliarden Euro hat die Bundesre-
gierung nach dem russischen Angriff auf die
Ukraine beschlossen. Da schnelle Aufrüs-
tung Priorität hat, wird auf eine heimische
Entwicklung allerdings teils verzichtet.
Stattdessen kommen Produkte ausländi-
scher Hersteller „von der Stange“ zum Zug.
Den bisher größten Einzelposten machen
die 8,3 Milliarden Euro aus, für die die Bun-
desrepublik 35 Kampfflugzeuge vom Typ
F-35A aus den Vereinigten Staaten erhalten
soll, produziert vom weltgrößten Rüstungs-
konzern Lockheed-Martin. Auch die eigene
Entwicklung eines Abwehrschirms gegen
ballistische Raketen, die 2020 nach jahre-
langer Verzögerung eingestellt worden war,
hat eine Fähigkeitenlücke hinterlassen, die
nun plötzlich als kritisch eingestuft wird.
Daher wird jetzt das israelisch-amerikani-
sche System „Arrow 3“ beschafft, Medien-
berichten zufolge für etwa vier Milliarden
Euro.

Die deutsche Industrie soll dafür unter
anderem bei zwei Großprojekten zum Zuge
kommen, die gemeinsam mit Frankreich
entwickelt werden: „FCAS“ und „MGCS“.
Hinter den Akronymen verbirgt sich ein
Kampfflugzeug der nächsten Generation
(FCAS, Future Combat Air System), das in
Deutschland den Eurofighter und in Frank-
verteilt, die dann auch als garantierte Ab-
nehmer fungieren. Ironischerweise folgen
FCAS und MGCS dabei aber Vorgängern,
die eigentlich ebenfalls als europäische Ge-
meinschaftsprojekte hätten entwickelt wer-
den sollen. Frankreich stieg jedoch aus dem
multilateralen Eurofighterprogramm aus,
Deutschland beendete 1982 die Zusam-
menarbeit im Rahmen des „Kampfpan-
zer-90-Programms“, das in den „Leclerc“
mündete.

Unterschiedliche Vorstellungen der bei-
den Empfängerarmeen spielten dabei eben-
so eine Rolle wie deutsche Bedenken beim
Thema Waffenexport. Auch die aktuellen
Projekte sind zwar offiziell politisch noch
gewünscht, stehen aber Hürden gegenüber.
So streiten sich beim FCAS die designierten
Vertragspartner Airbus und Dassault, wer
bei dem Projekt federführend sein soll. Ex-
perten warnen zudem, dass der deutsche
Kauf der F-35 der FCAS-Realisierung im
Weg stehen könnte: Einerseits, weil damit
bereits ein ebenfalls sehr teures Kampfflug-
zeug mit grob vergleichbaren Fähigkeiten
zur Verfügung steht; andererseits, weil die
Verknüpfung der „combat clouds“, also der
fortschrittlichen IT-Systeme beider Flug-
zeuge, wohl schwer zu realisieren wäre.

Das MGCS wiederum soll, wenn es denn
kommt, erst 2040 fertig sein und krankt an
der Beteiligung dreier Firmen: der Münch-
ner Waffenschmiede Kraus-Maffei-Weg-
mann, die zusammen mit dem französi-
schen Panzerbauer „Nexter“ unter dem
Dach der niederländischen Holding
„KNDS“ verschmolzen ist, und Rhein-
metall. Die Zusammenarbeit der Unterneh-
men gilt als belastet, die Führungsebenen
als zerstritten; nicht zuletzt, weil Rhein-
metall mit dem kürzlich vorgestellten „Pan-
ther“ bereits auf eigene Faust einen poten-
tiellen Konkurrenten für das MGCS entwi-
ckelt hat.

Erfolg im Exportgeschäft
Angesichts der nach wie vor bestehenden
Unklarheiten bezüglich der großen europäi-
schen Rüstungsprojekte ist es also wohl
nicht allein das Zeitenwende-„Sonderver-
mögen“, das Aktionäre deutscher Waffen-
schmieden in letzter Zeit zuversichtlich
stimmte – zumal absehbar ist, dass
Deutschland nicht genug Geld wird auf-
bringen können, um den Investitionsstau
der Bundeswehr wirklich zu beheben. 300
statt 100 Milliarden Euro bräuchte es dafür
eigentlich, bekannte die Wehrbeauftragte
des Bundestags, Eva Högl, vor Kurzem.
Eher dürfte sich die höhere globale Nach-
frage nach Rüstungsgütern positiv auf die
Verfügung standen. Dabei ist auch das Ex-
portgeschäft kompliziert, weil jede Liefe-
rung genehmigt werden muss. Und während
Exporte in EU- und NATO-Länder in der
Regel erlaubt werden, sind Exporte in Dritt-
länder gemäß der „politischen Grundsätze“
der Bundesregierung, die im Jahr 2000 be-
schlossen wurden, grundsätzlich nicht zu
genehmigen, „es sei denn, dass im Einzelfall
besondere außen- oder sicherheitspoliti-
schen Interessen“ dafür sprechen. Das sorgt
auf europäischer Ebene regelmäßig für Är-
ger, da deutsche Komponenten nicht nur in
offiziellen Kooperationsprojekten, sondern
in geringerem Ausmaß auch in vielen ande-
ren Rüstungsgütern europäischer Hersteller
verbaut sind. So verhängte die Bundesregie-
rung 2018 nach der Ermordung des saudi-
schen Regimekritikers Jamal Kashoggi und
angesichts der fortgesetzten saudischen
Intervention im Jemen einen Rüstungsex-
portstopp über das solvente arabische Kö-
nigreich. Mit der Folge, dass Frankreich
drohte, Rüstungsgüter zukünftig „german-
free“ produzieren zu wollen.

Immerhin: Im Fall des jüngsten Krisen-
herdes hatte Deutschland weder jetzt noch
in der jüngeren Vergangenheit Bedenken
bei Waffenexporten, denn „die Sicherheit
Israels ist Staatsräson“, wie Bundeskanzler
Olaf Scholz bei seinem Besuch in der ver-
gangenen Woche abermals betonte. Und so
kauft nicht nur Deutschland in Israel Rake-
tentechnik ein, auch Israel bekommt seit
Jahrzehnten neben Komponenten für den
eigenen Waffenbau vor allem Kriegsschiffe
und U-Boote aus Deutschland geliefert.
Und während letztere – die teuersten Waf-
fensysteme der israelischen Armee, von
Deutschland aus einer Motivation von
Staatsräson und Industriepolitik heraus mit
hunderten Millionen Euro subventioniert –
die nukleare Abschreckung Israels mitga-
rantieren sollen, weil aus ihren Torpedoroh-
ren wohl auch nuklear bestückte Marsch-
flugkörper verschossen werden können, ka-
men erstere bereits kurz nach dem Hamas-
Angriff zum Einsatz. So zeigt ein Video der
israelischen Armee, wie eine Korvette des
Typs „Sa'ar 6“ Ziele am Strand von Gaza be-
schießt; dazu passt, dass Israel Deutschland
angesichts des Angriffs um Munitionsliefe-
rungen für seine Marine gebeten hat.

Ob Deutschland liefern kann? Nach drei
Jahrzehnten relativer geopolitischer Ent-
spannung sind nicht nur die Munitionsbe-
stände der Bundeswehr eher dürftig be-
stückt, sondern auch die Produktionskapa-
zitäten der Rüstungsindustrie gerade erst
wieder zaghaft im Steigen begriffen. Die Zu-
kunft aber sieht für die Branche umso bes-
ser aus, je unsicherer die Welt wird.
Und seit Ende des Kalten Krieges war der
deutsche Staat, der zwischenzeitlich gesun-
kenen Bedrohungslage entsprechend, rela-
tiv sparsam, was neue Beschaffungsmaß-
nahmen betrifft. Nicht nur der Anteil der
deutschen Wirtschaftsleistung, die für den

reich das Kampfflugzeug „Rafale“ ersetzen
soll, und ein neuer Kampfpanzer (MGCS,
Main Ground Combat System), der dem
deutschen „Leopard 2“ und dem französi-
schen „Leclerc“ nachfolgen soll. Große Waf-
fensysteme werden in Europa aufgrund der

Geschäftserwartungen auswirken. Auch bis-
her war der Export ein wichtiges Standbein:
So exportierte Deutschland bereits 2021
Rüstungsgüter im Wert von über neun Mil-
liarden Euro, während der Bundeswehr im
gleichen Jahr nur etwas weniger als neun

Industrie im Aufwärtstrend: Israelische Korvette, gebaut in Kiel, Stückpreis ca. 100 Millionen Euro. Foto: IDF / wikimedia


